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Einleitung und Gang der Untersuchung

„In unseren Zeiten schlingen sich täglich zahlreichere und innigere Bande des Verkehrs um
die gesammten Bewohner unseres Weltkörpers […] Es ist ein Anachronismus, wenn man
nichtsdestoweniger auch heutzutage noch an der territorialen Grundlage des staatlichen
Strafrechts so festhalten will, daß man den Staat für verpflichtet erklärt, […] die verbre-
cherischen Vorgänge, welche sich nicht auf seinem Boden abspielen und nicht unmittelbar
greifbare Folgen auf derselben [sic] äußern, als etwas Gleichgültiges anzusehen, das ihn
nichts angeht […]; heutzutage, wo gemeine Verbrecher […] die Wege und Mittel des
Weltverkehrs in der umfassendsten Weise auszunutzen verstehen […]! Es kann sich nur um
die Frage handeln, wie man auf die richtigste und wirksamste Weise den gemeinsamen
Feinden (nicht bloß eines einzelnen Staates, sondern) des Menschengeschlechts entge-
gentritt durch gemeisames Vorgehen der Kulturstaaten.“

Geyer, Zeitschrift für die gebildete Welt III (1883), 105

„[…] wie sonderbar es ist, wenn ein Staat die Freiheit einer Person im Interesse der
Rechtspflege eines fremden Staates weitergehenden Beschränkungen unterwirft, als im
Interesse seiner eigenen.“

Lammasch, Auslieferungspflicht und Asylrecht, 1887

Seit etwas mehr als einem Jahrzehnt wird die strafrechtliche Zusammenarbeit
zwischen den Staaten der Europäischen Union vom „Prinzip gegenseitiger Aner-
kennung“ geprägt, das mit dem sogenannten Europäischen Haftbefehl 2002 erstmals
in die Strafrechtspflege eingeführt wurde. Sein Grundgedanke, wonach strafrecht-
liche Entscheidungen eines Mitgliedstaates in jedem anderen Mitgliedstaat prinzi-
piell anzuerkennen und umzusetzen sind, war von Beginn an Gegenstand von Kritik.
Denn während die gesteigerte Notwendigkeit der Kooperation in einem Raum ohne
Binnengrenzen überwiegend anerkannt ist, wird vielfach zu bedenken gegeben, dass
die Übernahme und Vollstreckung ausländischer strafprozessualer Eingriffe die
Rechte des Bürgers empfindlich einschränken könne. Speziell am „Prinzip gegen-
seitiger Anerkennung“ wird bemängelt, dass dieses ursprünglich aus dem Recht des
Binnenmarkts stammende und dort liberal wirkende Prinzip sich in der Straf-
rechtspflege ins Gegenteil verkehre und vornehmlich repressive Wirkung entfalte.

Wie aber die vorstehenden Zitate illustrieren mögen, ist das Spannungsverhältnis
zwischen dem Bedürfnis nach wirksamer grenzüberschreitender Strafverfolgung
einerseits und der Sorge um die Rechtsstellung des betroffenen Individuums ande-
rerseits keine Besonderheit der jüngsten europäischen Rechtsentwicklung; es han-
delt sich vielmehr um eine Grundfrage jeglicher internationalen Rechtshilfe in
Strafsachen. Dementsprechend geht die vorliegende Arbeit einen Schritt zurück und



widmet sich zunächst den Grundlagen der Rechtshilfe, die besonders ab Ende des
19. Jahrhunderts Gegenstand intensiver Diskussion waren. In Anknüpfung an diese
soll untersucht werden, ob sich allgemeine Prinzipien einer transnationalen Straf-
rechtspflege1 aufstellen lassen und ob diese für die gegenwärtige europäische Dis-
kussion fruchtbar gemacht werden können. Hierbei wird sich zeigen, ob die ebenfalls
um die vorletzte Jahrhundertwende geführte, heutzutage weitgehend verstummte
Diskussion um die dogmatische Natur der Rechtshilfe ergiebig ist, also die Frage
danach, ob die einem anderen Staat geleistete Rechtshilfe (Bestandteil der) Straf-
rechtspflege ist („Rechtspflegetheorie“) oder ein rechtliches Institut sui generis
(„Rechtshilfetheorie“) (A.I.1.).

In der Konsequenz einer historischen Entwicklung, die (erst im Laufe des
20. Jahrhunderts) zur Anerkennung des Individuums als mit eigenen Rechten aus-
gestattetes Subjekt in der strafrechtlichen Rechtshilfe geführt hat, ist Ausgangspunkt
der weiteren Überlegungen der „Zugriff“ des Staates (bzw. der Staaten) auf den
betroffenen Bürger – hauptsächlich den Beschuldigten (A.I.2.). Dieses Verhältnis
wird aus strafprozessualer Perspektive analysiert und eingeordnet, um Leitlinien für
die Rechtshilfe induzieren zu können (bottom-up-Ansatz). Es geht also um die
Rechtsstellung des Individuums nicht als Sonderproblem, sondern als Dreh- und
Angelpunkt der Überlegungen zur Begründung und zu den Schranken der zwi-
schenstaatlichen Kooperation in Strafsachen (und damit Vorgaben dafür, wie ein
adäquates Rechtshilferecht de lege lata et ferenda aussehen könnte). Besonderes
Augenmerk gilt dabei neben den einschlägigen (Grund- undMenschen-)Rechten der
Frage, wie sich die Verantwortung für die Rechtsstellung des Bürgers zwischen den
beteiligten Staaten verteilt. Vor diesem Hintergrund wird das in jüngerer Vergan-
genheit vorgeschlagene Modell der Rechtshilfe als „international-arbeitsteiliges
Strafverfahren“ untersucht, dem zufolge alles staatliche Vorgehen im Rahmen der
Rechtshilfe „Teil der Strafverfolgung insgesamt“ ist (A.I.3.).

Anschließend ist der materielle Gehalt der strafprozessualen Rechtsstellung des
Individuums näher zu skizzieren; hierzu wird gefragt, ob sich in der Natur bzw. der
Schutzrichtung der Regeln des Strafverfahrens Gründe dafür finden lassen, die
Regeln des einen oder anderen Staates anzuwenden (A.II.1, 2.) undweiter, ob diese in
ihrer transnationalen Anwendung spezifischer Modifikationen und Schranken be-
dürfen (A.II.3.). Vor diesem Hintergrund werden insbesondere die klassischen
Fragen der beiderseitigen Strafbarkeit, der Tatverdachtsprüfung im ersuchten Staat,
der transnationalen Beweiserhebung und –verwertung sowie des ordre public be-
handelt. Daran anknüpfend ist weiter zu untersuchen, wie die solchermaßen be-
stimmte Rechtsstellung des Individuums prozessual wirksam umgesetzt und gesi-
chert werden kann (A.II.4.). Um den so entwickelten Ansatz auf seine dogmatische

1 D.h. der Strafrechtspflege einzelner Staaten in ihrer grenzüberschreitenden Dimension.
Es geht also nicht um internationale Strafrechtspflege vor dem Internationalen Strafgerichtshof
oder mögliche supranationale Verfahren vor EU-Gerichten, sondern allein um die Strafge-
richtsbarkeit der einzelnen Staaten (die auf absehbare Zeit den Normalfall bilden wird) und ihre
Wirkungen in anderen Staaten.
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Schlüssigkeit und Leistungsfähigkeit hin zu überprüfen, wird er sodann an den
wichtigsten Einzelmaßnahmen der Rechtshilfe entfaltet (A.II.5.). Im Lichte der
angestellten Überlegungen wird abschließend die Bedeutung des Strafprozessrechts
in der Rechtshilfe rekapituliert und eine Einschätzung des Verhältnisses zwischen
den beiden Rechtsgebieten formuliert (A.II.6.).

Im zweitenHauptteil der Arbeit wird die gegenwärtige Entwicklung des „Prinzips
gegenseitiger Anerkennung strafrechtlicher Entscheidungen“ in der Europäischen
Union anhand des vorgeschlagenen Konzepts untersucht. Zunächst ist dazu nach
einer kurzen historischen Standortbestimmung (B.I.) die Übertragung des Aner-
kennungsprinzips aus dem (liberal bestimmten) Binnenmarkt auf das (tendenziell
freiheitsbeschränkende) Recht des Strafverfahrens näher zu überprüfen. Dabei wird
insbesondere zu klären sein, ob das „Prinzip gegenseitiger Anerkennung“, wie
teilweise behauptet, „neutral“ ist und schon deshalb rechtsstaatlich unbedenklich;
ferner, ob es, wie der Begriff „Prinzip“ suggeriert, eigenständigen normativenGehalt
aufweist, also einen Wert an sich verkörpert, oder lediglich instrumentellen Cha-
rakter besitzt. Während im Binnenmarktrecht auf die grundlegende liberale Wert-
entscheidung der EG/EU-Verträge verwiesen werden kann, stellt sich diese Frage
nach der Selbstzweckhaftigkeit in der Strafrechtspflege unter Umständen anders
(B.II.).

ImAnschluss daranwerden die einzelnen Rechtsakte betrachtet, die das „Prinzip“
gegenseitiger Anerkennung in Strafsachen erst zur konkreten Entfaltung bringen,
insbesondere die Rahmenbeschlüsse und Richtlinien zum europäischen Haftbefehl,
zur Beweisgewinnung und zur Vollstreckung von Sanktionen. Diese werden anhand
des im ersten Teil entwickelten dogmatischen Ansatzes untersucht und schließlich in
einer Gesamtbetrachtung gewürdigt (B.III., IV.).
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